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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


8 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden in der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Caſſel, S. 265. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des 
Grundbuchs für einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Daun, S 270. — Verfügu ng des 
Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amts 
gerichte Diez, Hachenburg, Königſtein, Sankt Goarshauſen und Uſingen, S. 270. — Bekannt⸗ 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ Amtsblätter publizirten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 271. 


(Nr. 10383.) Geſetz, betreffend die Bildung von Geſammtverbänden in der evangeliſchen 
Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel. Vom 22. Juni 1902. 5 
Wi W i e gal u 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für den Bezirk des Konſiſtoriums in Caſſel, was folgt: 


RE 
Die nach dem anliegenden Kirchengeſetze vom heutigen Tage zu bildenden 


Fr: Geſammtverbände können Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, erwerben 


und Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, klagen 
und verklagt werden. ö 

Die Anleihen dürfen nur zur Erwerbung von Grundſtücken, ſowie zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von Begräbnißplätzen ver— 
wendet werden. 

H. 2. 

Die Verbandsvertretungen der Geſammtverbände und deren Organe üben 
die im Artikel I §. 4 und Artikel II des Kirchengeſetzes gedachten Rechte in Betreff 
der Vermögensverwaltung ihrer Verbände und der Vertretung derſelben in ver— 
mögensrechtlicher Beziehung. f 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden Dritten 
gegenüber nach Artikel I §. 4 des Kirchengeſetzes feſtgeſtellt. 

5 F. 3. 5 eg 

Das Kirchengeſetz kann ohne Betätigung durch ein Staatsgeſetz nicht ab— 
geändert werden. g 

Geſetz-⸗Samml. 1902. (Nr. 1038310385.) ; 52 
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1 

Die Anordnung, durch welche die im Kirchengeſetze bezeichneten Rechte und 
Pflichten ganz oder theilweiſe einem Geſammtverband übertragen werden, bedarf 
der Genehmigung der Staatsbehörde. Die nach Artikel I §. 5 des Kirchengeſetzes 
zu erlaſſenden Regulative bedürfen der vorgängigen Anerkennung der Staats⸗ 
behörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem Geſetze nicht zuwider ſind. 

F. 5. 

Auf die Beſchlüſſe über Umlagen (Artikel II Nr. 4 des Kirchengeſetzes) 
finden die entſprechenden Vorſchriften des Geſetzes vom 19. März 1886 (Geſetz— 
Samml. S. 79) Anwendung. 

Soll eine Umlage, ſoweit ſie zu anderen Zwecken, als zum Erſatze für auf— 
gehobene Stolgebühren oder zur Berichtigung des Antheils aller Gemeinden des Ver— 
bandes an den Diözeſan- und Geſammt⸗Synodalkoſten, ſowie an den für kirchliche 
Zwecke des Bezirkes ausgeſchriebenen Umlagen dient, 10 Prozent der Summe der 
von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden Ein⸗ 
kommenſteuer überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Im Uebrigen bewendet es, insbeſondere wegen der Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zu den Beſchlüſſen der Verbandsvertretungen, bei den 
Vorſchriften der Artikel 18 und 21 Abf. 1 des Geſetzes vom 19. März 1886. 

Die im Artikel 18 a. a. O. vorgeſchriebene ſtaatliche Genehmigung iſt nicht 
erforderlich, wenn der Erwerb von Grundeigenthum im Falle einer Zwangsver⸗ 
ſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forderungen erfolgt. 

. 6. Fe 

Weigern ſich die Verbandsvertretungen, geſetzliche Leiſtungen, welche aus 

der Verbandskaſſe zu beſtreiten ſind, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder 


zu genehmigen, ſo findet Artikel 21 des Geſetzes vom 19. März 1886 ſinngemäße 


Anwendung. 
§. 7. f 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden bezeichnet, 
welche die in den §d. 4, 5 und 6 erwähnten Rechte, auszuüben haben. g 
d Alle dieſem Geſetz und dem anliegenden Kirchengeſetz entgegenſtehenden 
Beſtimmungen werden aufgehoben. BEN BE 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö i 
Gegeben Neues Palais, den 22. Juni 1902. 

(L. S.) Wilhelm. 


Gr, v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
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Kirchengeſetz, 
N betreffend 5 
die Bildung von Geſammtverbänden in der ebangeliſchen Kirche des 
Konſiſtorialbezirkes Caſſel. 
Vom 22. Juni 1902. 


. 7 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel 
mit Zuſtimmung der Geſammtſynode, was folgt: 


Artikel J. 
F. 


In Ortſchaften, welche mehrere unter einem gemeinſamen Pfarramte nicht 
verbundene Kirchengemeinden umfaſſen, können die im Artikel II dieſes Geſetzes 
bezeichneten Rechte und Pflichten ganz oder theilweiſe einem aus ſämmtlichen oder 
einigen Kirchengemeinden der betreffenden Ortſchaft, geeignetenfalls unter Ein⸗ 
beziehung angrenzender Kirchengemeinden, gebildeten Geſammtverband über 
tragen werden. 5 

Einem bereits gebildeten Verbande können weitere Kirchengemeinden der: 
ſelben Ortſchaft oder angrenzende angeſchloſſen werden. a 


$. 2. 

Die Bildung eines Geſammtverbandes und die Feſtſtellung der ihm nach 
Artikel II zu übertragenden Rechte und Pflichten erfolgen durch Anordnung des 
Konſiſtoriums unter Theilnahme der Mitglieder des Geſammtſynodal-⸗Ausſchuſſes 
und erfordern die Zuſtimmung aller betheiligten Gemeinden oder, falls die 
Seelenzahl der zuſtimmenden Gemeinden wenigſtens die Hälfte der Geſammt⸗ 
ſeelenzahl des zu bildenden Geſammtverbandes beträgt, die Genehmigung der 
Geſammtſynode. f 1 

Der Anſchluß an einen beſtehenden Geſammtverband ($. 1 Abſ. 2) geſchieht 
gleichfalls durch Anordnung des Konſiſtoriums unter Theilnahme der Mitglieder 
des Geſammtſynodal-Ausſchuſſes und ſetzt außer der Einwilligung des Geſammt⸗ 


52 


=ma208 


verbandes die Zuſtimmung der anzuſchließenden Gemeinden oder, falls die Seelen: 
zahl des Geſammtverbandes und etwa zuſtimmender Gemeinden wenigſtens die 
Hälfte der Geſammtſeelenzahl des weiteren Geſammtverbandes beträgt, die Ge— 
nehmigung der Geſammtſynode voraus. 


Ker 

Die dem Geſammtverband übertragenen Befugniſſe und Verpflichtungen 
werden von einer beſonderen Verbandsvertretung ausgeübt, welche aus den Vor— 
ſitenden der Presbyterien ſämmtlicher Verbandsgemeinden und der mindeſtens 
doppelten Anzahl gewählter Mitglieder zu bilden iſt. Letztere ſind von den großen 
Presbyterien der einzelnen Gemeinden aus den jeweiligen Aelteſten und Gemeinde— 
verordneten der betreffenden Gemeinden auf die Dauer ihres Hauptamts zu 
wählen. Befindet ſich unter den Pfarrern der Verbandsgemeinden ein Super— 
intendent, der nicht ſchon als Vorſitzender eines Presbyteriums der Verbands— 
vertretung angehört, fo tritt derſelbe in ſeiner Eigenſchaft als Superintendent 
an Stelle eines zu wählenden Mitglieds in die Verbandsvertretung ein. 

In gleicher Weiſe erfolgt der Eintritt des dienſtälteſten Geiſtlichen einer 
Kirchengemeinde, in deren Presbyterium Vorſteheramt) ausnahmsweiſe (Pres⸗ 
byterial- und Synodal-Ordnung F. 43) nicht ein Geiſtlicher der Vorſitzende iſt. 


F. 4. 

Ein Ausſchuß der Verbandsvertretung vertritt den Geſammtverband in 
vermögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie in nichtſtreitigen Rechtsſachen 
nach Außen und verwaltet deſſen Vermögen N Maßgabe der Beſchlüſſe der 
Verbandsvertretung. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Geſammtverband gegen Dritte 
verpflichten ſollen, insbeſondere Vollmachten, müſſen unter Anführung des be— 
treffenden Beſchluſſes der Verbandsvertretung beziehungsweiſe des Ausſchuſſes 
von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Ausſchuſſes unterſchrieben und 
mit dem Siegel des Verbandes verſehen ſein. Hierdurch wird Dritten gegenüber 
die ordnungsmäßige Faſſung der Beſchlüſſe der Verbandsvertretung ſowie ihres 
Ausſchuſſes feſtgeſtellt, ſo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe 
derſelben nicht bedarf. 

Durch das Regulativ (F. 5) kann beſtimmt werden, daß die Bildung eines 
Ausſchuſſes unterbleibt. In dieſem Falle finden die auf den Ausſchuß bezüg⸗ 
lichen vorſtehenden Beſtimmungen auf die Verbandsvertretung ſinngemäße An⸗ 
wendung. 

F. 5. 


Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung und ihres Ausſchuſſes werden im einzelnen Falle durch 
ein vom Konſiſtorium unter Theilnahme der Mitglieder des Geſammtſynodal— 
e zu erlaſſendes Regulativ feſtgeſetzt. 


Be: 
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i Artikel II. f 
Dem Geſammtverbande können übertragen werden: 

1. die Rechte, welche in Städten den Organen mehrerer Kirchengemeinden 
zuſtehen ſollen, wenn fie nach F. 4 der Presbyterial- und Synodal— 
Ordnung vom 16. Dezember 1885 zu gemeinſamer Berathung und 
Beſchlußfaſſung zuſammentreten, ſowie die Befugniß, über Veränderung, 
Aufhebung und Einführung allgemeiner Gebühren für die Verbands— 

gemeinden Beſchluß zu faſſen; 

2. die Aufgabe, unbeſchadet der Rechte und Pflichten der Aufſichtsbehörden 
und der einzelnen Kirchengemeinden, neue Parochialbildungen innerhalb 
der Verbandsgemeinden und eine ausreichende Ausſtattung der Ver— 
bandsgemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, insbeſondere 
Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden und dergleichen zu fördern; 

3. die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen Mittel zu 
gewähren, welche ſie zur Erfüllung der ihnen obliegenden geſetzlichen 
Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen Kirchenver— 
mögens und dritter Verpflichteter (Stadtgemeinde u. ſ. w.) ſich nicht 

ü ohne Umlage verſchaffen können; 

a 4. die Befugniß, Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, zu erwerben 
und Verbindlichkeiten einzugehen, insbeſondere auch Anleihen aufzu— 
nehmen, zu klagen und verklagt zu werden, und die Mittel, welche 

| der Verband zur Erfüllung feiner Aufgaben bedarf, ſoweit nicht andere 

| Einnahmen zu Gebote ſtehen, ſich durch Umlage zu befchaffen. 


In dieſem Falle werden die Umlagen unmittelbar auf die Gemeindeglieder 
ſämmtlicher Kirchengemeinden des Verbandes vertheilt und müſſen gleichzeitig in 
allen Gemeinden des Verbandes nach gleichem Maßſtabe erhoben werden. 

Für den Vertheilungsfuß gilt die Vorſchrift des $. 22 Nr. 6 der Mies 
byterial- und Synodal-Ordnung vom 16. Dezember 1885. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 22. Juni 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
| Studt. 
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(Nr. 10384.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Daun. Vom 17. Juli 1902. 


Auf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechtes vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) und des Artikels 5 der Ver— 
ordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz— 
Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im $. 48 jenes Geſetzes vor— 
geſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Daun gehörige Gemeinde Neichen 
am 1. September 1902 beginnen ſoll. 1 

Berlin, den 17. Juli 1902. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Ar. 10385.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Hachenburg, Königſtein, 
Sankt Goarshauſen und Uſingen. Vom 26. Juli 1902. 


Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund: 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
(Geſetz Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Eppenrod, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg gehörige Gemeinde Korb, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Königſtein gehörigen Gemeinden 
Eppenhain und Schönberg, HR 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Sankt Goarshaufen gehörige Ge- 
meinde Sauerthal, g 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Uſingen gehörige Gemeinde Eſchbach 
am 1. September 1902 beginnen ſoll. ; 


Les Plans fur Bex, den 26. Juli 1902, 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


5 i : 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


A 


6. 


SI 


das am 27. April 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- und 


Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Brokenlande im: Kreiſe Kiel Land), durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 24 S. 251, 
ausgegeben am 14. Juni 1902; N 


das am 5. Mai 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs— 


genoſſenſchaft zu Fuſtpetershütte im Kreife Carthaus, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 24 S. 207, ausgegeben am 
14. Juni 1902, 


das am 2. Juni 1902 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 


genoſſenſchaft Berk I zu Berk im Kreiſe Schleiden, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 29 S. 181 „ausgegeben am 
3. Juli 1902; 1 5 | 


der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juni 1902, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Duisburg zur Entziehung 
und zur dauernden Beſchränkung des zur Erweiterung der dortigen Hafen— 
anlagen in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 28 S. 281 „ausgegeben 
am 12. Juli 1992, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1902, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Kleinbahn Caſſel-Naum⸗ 


burg“ zu Caſſel zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des 
für den Bau und den Betrieb einer Kleinbahn von Caſſel nach Naum— 
burg in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 30 S. 244, ausgegeben am 
16. Juli 1902, f 

der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1902 „durch welchen dem Stadt— 
und Landkreiſe Recklinghauſen ſowie den Landgemeinden Recklinghauſen 
und Herten im Regierungsbezirke Münſter und den Landgemeinden Crange 
und Wanne im Regierungsbezirk Arnsberg behufs Anbringung von Ro— 
ſetten an den Straßenſeiten von Häuſern und Aufſtellung von Maſten 
zur Befeſtigung der Oberleitung für die elektriſche Straßenbahn von 
Recklinghauſen nach Wanne das Recht zur dauernden Beſchränkung des 
Grundeigenthums verliehen worden iſt, durch das Amtsblatt der Koͤnigl. 
Regierung zu Münſter Nr. 30 S. 207, ausgegeben am 24. Juli 1902; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Juni 1902, betreffend die Genehmigung 


eines Nachtrags zu dem Statute der Zentrallandſchaft für die Preußiſchen 
Staaten vom 21. Mai 1873, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 29 
S. 311, ausgegeben am 18. Juli 1902, 
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der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 30 S. 194, aus⸗ 
gegeben am 23. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 30 S. 271, ausgegeben 
am 24. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 30 S. 257, ausgegeben am 
26. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 29 S. 165, ausgegeben am 
17. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 29 S. 351, ausgegeben 
am 19. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 29 S. 292, ausgegeben 
am 19. Juli 1902, 
der Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 29 S. 170, ausgegeben am 
19. Juli 1902, 
der Königl. 8.1902 zu Liegnitz Nr. 29 S. 189, ausgegeben am 
19. Juli 1902 
8. der Allerhöchſte Erlaß hei 7. Juli 1902 „betreffend die Anwendung der 
dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Weſtprignitz 
ausgebaute Kunſtſtraße von der Lenzen-Karſtädter Kreischauſſee bis zur 
Milower Brücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 31 S. 325, ausgegeben am 1. Auguſt 1902. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


